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Vorbehalt zu folgendem Dokument:
· Dienstanweisung Nr.      ;
· Protokoll der Übergabe der Bauarbeiten;
· Buchhaltungsregister: Baufortschritt Nr      ;
· Protokoll über die Aussetzung der Bauarbeiten Nr.      ;
· Protokoll zur Wiederaufnahme Nr.      ;
· Bescheinigung über die Fertigstellung der Bauarbeiten;
· Abnahmebescheinigung oder Bescheinigung über die ordnungsgemäße Ausführung;
· Unterwerfungsakt bei begründeter Ablehnung


	Bauarbeiten
	     

	CIG Code
	     
	CUP Code
	     

	Bauvorhaben
	     
	Kodex
	     

	Vertrag vom 
	     
	Nr.
	     

	Vertragsbetrag
	      €

	Maßnahme der Zuschlagserteilung
	     
	Datum und Nr.
	     




	[bookmark: _Hlk44079025]Datum der Übergabe der Bauarbeiten
	     

	Auftraggeber
	     

	Bauleiter 
	     
	PEC:
	     

	einziger Verfahrensverantwortlicher EVV / 
einziger Projektverantwortlicher EPV

	     
	PEC:
	     

	zuständiges technisches Amt
	     
	PEC:
	     

	TU
	     
	PEC:
	     

	
	

	Auftragnehmer
	     

	[bookmark: _Hlk40259871]mit Rechtssitz in:
	     
	PEC:
	     

	Mehrwertsteuernummer:
	     

	Steuernummer
	     

	gesetzlicher/e Vertreter/in des Auftragnehmers
	     

	
	

	Frist für die Fertigstellung der Bauarbeiten
	     

	Fertigstellungstermin
	     




[bookmark: _Hlk63851154]Der Unterfertigte      , erläutert in seiner Eigenschaft als gesetzlicher Vertreter des Auftragnehmers folgende Vorbehalte:



[bookmark: _Hlk63851172]Datum und Ort						Unterschrift des Auftragnehmers
(gezeichnet mit sichtbarer digitaler Unterschrift)



Informationen zur Anwendung:
Für Verträge, die vor Inkrafttreten des Ministerialdekrets Nr. 49/2018 abgeschlossen worden sind:
Falls der Vorbehalt die Endabrechnung betrifft, darf das ausführende Unternehmen gemäß Art. 201 DPR Nr. 207/2017 „bei der Unterzeichnung keine Forderungen über anderslautenden Gegenstand oder Betrag eintragen als den während der Bauausführung in das Buchhaltungsregister eingetragenen. Es muss die bis dahin in die Rechnungsunterlagen eingetragenen Vorbehalte, für die kein Vergleich gemäß Art. 239 Gesetzbuch der öffentlichen Verträge oder keine gütliche Streitbeilegung gemäß Art. 240 ibd. erfolgt ist, bestätigen und den entsprechenden Betrag gegebenenfalls anpassen“.
Falls der Vorbehalt die Abnahme betrifft, darf dieser nur deren Durchführung zum Gegenstand haben und nicht vorherige Beanstandungen, die vielmehr aus dem Buchhaltungsregister und der Endabrechnung hervorgehen müssen.
Für Verträge, die nach Inkrafttreten des Ministerialdekrets Nr. 49/ 2018 abgeschlossen worden sind:
Die spezifische Regelung der Vorbehalte wird von der Vergabestelle vorgesehen und gemäß Art. 9 MD Nr. 49/2018 in den besonderen Vergabebedingungen aufgenommen.
Dieses Dokument muss mit sichtbarer digitaler Unterschrift unterzeichnet und dem Bauleiter übermittelt werden. 
[bookmark: _Hlk64017505]Für den Unterwerfungsakt und die Dienstanweisung laufen die 15 (fünfzehn) Tage, die bei sonstigem Verfall für die Erwägung der Vorbehalte vorgesehen sind, ab Erhalt des mittels zertifizierter E-Mail PEC übermittelten Dokuments. 
Für Verträge, für die die Bekanntmachungen oder Aufrufe, mit denen das Verfahren zur Auswahl des Auftragnehmers eingeleitet wird, nach dem 1. Juli 2023 veröffentlicht wurden, dem Datum, an dem das G.v.D. Nr. 36/2023 wirksam wurde:
Die spezifische Regelung der Vorbehalte ist in Art. 115 Absatz 2 des G.v.D. Nr. 36/2023 enthalten, wonach „Die Vorbehalte werden mit den Modalitäten und Fristen gemäß Anhang II.14 eingetragen, bei sonstigem Verfall des Rechts, Ansprüche bezüglich der Ereignissen und der Buchungen, die sich aus der Rechnungsunterlage ergeben, jederzeit und auf jede Weise geltend zu machen“.
Art. 7 des Anh. II.14 sieht Folgendes vor:
1. Grundsätzlich zielt die Eintragung der Vorbehalte darauf ab, der Vergabestelle während der gesamten Vertragsdurchführungsphase eine kontinuierliche und wirksame Kontrolle der öffentlichen Ausgaben, eine zeitnahe Kenntnisnahme und Bewertung, basierend auf den Ergebnissen im Buchhaltungsregister, der möglichen wirtschaftlichen Ansprüche des Auftragnehmers und die Ergreifung aller Maßnahmen und Initiativen zu gewährleisten, um zu verhindern, dass die zweckgebundenen Mittel unzureichend sind. Es stellen keine Vorbehalte dar:
a) Beanstandungen und wirtschaftliche Ansprüche, die nicht zum Gegenstand des Auftrags oder zum Inhalt des Buchhaltungsregisters gehören;
b) Erstattungsanträge für im Rahmen des Auftragsvertrags gezahlte Steuern;
c) die Zahlung von Verzugszinsen für Zahlungsverzögerungen;
d) Beanstandungen bezüglich der Gültigkeit des Vertrags;
e) Schadensersatzforderungen, die durch Verhaltensweisen der Vergabestelle oder durch ihr zuzurechnende Umstände begründet sind;
f) die Verzögerung bei der Durchführung der Abnahmeprüfung, die durch fahrlässiges Verhalten der Vergabestelle verursacht wurde.

2. Die Vorbehalte müssen, bei sonstigem Verfalls, auf den ersten nach dem Entstehen oder dem Ende der den Auftragnehmer beeinträchtigenden Ereignisse, geeigneten Vertragsakt eingetragen werden. In jedem Fall werden die Vorbehalte auch im Buchhaltungsregister, bei sonstigem Verfall, zum Zeitpunkt der unmittelbar, nach dem Eintreten oder Enden des beeinträchtigendes Ereignisses, folgenden Unterschrift eingetragen, sowie bei der Unterzeichnung des Abnahmeprotokolls durch genaue Darlegung der Beanstandungen bezüglich der entsprechenden Vorgänge. Nicht ausdrücklich auf der Endabrechnung bestätigte Vorbehalte gelten als aufgegeben. Die Vorbehalte müssen spezifisch formuliert sein und die Gründe, auf denen sie beruhen, genau angeben. Insbesondere müssen die Vorbehalte bei sonstiger Unzulässigkeit Folgendes enthalten:
a) die genaue Quantifizierung der Beträge, die der Auftragsausführende als ihm geschuldet ansieht. Die Quantifizierung des Vorbehalts erfolgt endgültig, ohne Möglichkeit der nachträglichen Ergänzungen oder Erhöhungen im Vergleich zum eingetragenen Betrag, es sei denn, der Vorbehalt selbst ist mit Bezug auf fortdauernde Ereignisse begründet;
b) die Angabe der Dienstanweisungen, die vom Bauleiter oder vom Ausführungsdirektor erteilt wurden und die die Ausführungsmodalitäten des Auftrags beeinflusst haben;
c) Beanstandungen bezüglich der technischen Genauigkeit der, in den besonderen Vertragsbedingungen oder im Ausführungsprojekt, vorgesehenen Bauweisen;
d) Beanstandungen bezüglich der Abweichungen vom Vertrag der Bestimmungen und Anweisungen bezüglich der technischen und wirtschaftlichen Aspekte der Auftragsverwaltung;
e) Beanstandungen bezüglich der Bestimmungen und Anweisungen des Bauleiters oder des Ausführungsdirektors, die die Haftung des Auftragnehmers begründen könnten oder die Mängel oder Ausführungsabweichungen des Auftrags verursachen könnten.
3. Der Auftragsausführende kann, bei der Unterzeichnung der Endabrechnung, die innerhalb einer Frist von dreißig Tagen nach Aufforderung durch den EPV zur Kenntnisnahme zu erfolgen hat, keine anderen Anträge in Bezug auf Gegenstand oder Betrag, als die im Buchhaltungsregister während der Durchführung der Arbeiten formuliert wurden, stellen und hat die Pflicht, bei sonstigem Verfall, die bis dahin in den Rechnungsunterlagen eingetragenen Vorbehalte zu bestätigen, für die keine schlichtenden Verfahren stattgefunden haben.
4. Unterzeichnet der Auftragsausführende die Endabrechnung nicht innerhalb der in Absatz 3 genannten Frist, oder unterzeichnet er sie, ohne die bereits im Buchhaltungsregister formulierten Anträge zu bestätigen, gilt die Endabrechnung als endgültig akzeptiert.
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